Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/688 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 14. Juni 1966 

1/3 — 22503 — 2517/66 III 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 294. Sitzung am 13. Mai 1966 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Entwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der Ansicht, 
daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 2 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universiläts-Buchdnickerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hnns Heger, 532 Bad Codesberg, 
Püstfacli 821, Coethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Dezember 1963 (Bundesge- 
setzbl. I S. 916), zuletzt geändert durch das Fünfte 
Besoldungserhöhungsgesetz vom 23. Dezember 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 2118), wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

Die dem Bundesbesoldungsgesetz als Anlage I 
beigegebenen Besoldungsordnungen A und B wer- 
den wie folgt geändert und ergänzt: 

In den Vorbemerkungen wird hinter Nummer 3 
folgende Nummer 4 angefügt: 

„4. Soldaten der Besoldungsgruppen A 5 bis A 16 
und Beamte im Erprobungs- und Abnahmeflug- 
dienst erhalten als Flugzeugführer mit der Er- 
laubnis zum Führen von Strahlflugzeugen und 
bei entsprechender Verwendung eine Stellen- 
zulage in Höhe von monatlich 250 Deutsche 
Mark. Diese Zulage wird nach mindestens fünf- 


jähriger Verwendung als Strahlflugzeugführer 
oder nach einem bei dieser Verwendung erlit- 
tenen Dienstunfall im Flugdienst, der eine wei- 
tere Verwendung als Strahlflugzeugführer aus- 
schließt, nach Beendigung dieser Verwendung 
weitergewährt, und zwar für die ersten fünf 
Jahre in voller Höhe und sodann in Höhe von 
monatlich 125 Deutsche Mark. Die Zulage ist 
ruhegehaltfähig 

a) während der ersten fünf Jahre der Verwen- 
dung als Strahlflugzeugführer nur bei Be- 
endigung des Dienstverhältnisses durch Tod 
oder Dienstunfähigkeit infolge eines Dienst- 
unfalles im Flugdienst als Strahlflugzeug- 
führer, 

b) nach den ersten fünf Jahren der Verwendung 
oder bei Weitergewährung der Zulage gemäß 
Satz 2, wenn der Versorgungsfall vor Errei- 
chen der allgemeinen Altersgrenze eingetre- 
ten ist." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1966 
in Kraft. 
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Drucksache V/688 


Begründung 


Die Erfahrungen beim Einsatz von Strahlflug- 
zeugen zeigen, daß die von den Führern dieser 
Flugzeuge geforderten physischen und psychischen 
Leistungen die aller übrigen Soldaten gleicher 
Dienstgrade und der entsprechenden Beamten we- 
sentlich übersteigen und durch die Besoldung nicht 
ausreichend berücksichtigt sind. Diesen außerordent- 
lichen Leistungen kann angesichts der Struktur und 
des Gesamtaufbaues der Bundeswehr nur in ge- 
wissem Umfang dadurch Rechnung getragen wer- 
den, daß im Haushaltsplan für diese Flugzeugführer 
höherwertige Planstellen vorgesehen werden. Es ist 
vielmehr notwendig, der besonderen Verantwor- 
tung, Aufgabe und Beanspruchung dieses Personen- 
kreises durch die Einführung einer — unter be- 
stimmten Voraussetzungen auch nicht mehr zu 
widerrufenden und ruhegehaltfähigen — Stellenzu- 
lage für alle Führer von Strahlflugzeugen gerecht zu 
werden. Die außergewöhnliche Belastung wirkt auch 
in der Zeit nach Beendigung der Verwendung als 
Strahlflugzeugführer weiter. Es ist daher erforder- 
lich, die Stellenzulage nach diesem Zeitpunkt, wenn 
auch vermindert, weiterzugewähren und sie ferner 
bei der Bemessung der Versorgungsbezüge in ange- 
messenem Umfang zu berücksichtigen. 


Angesichts der außergewöhnlichen Belastungen er- 
scheint eine Stellenzulage von 250 DM monatlich 
für alle Dienstgrade in den Besoldungsgruppen A 5 
bis A 16 und für die entsprechenden Beamten im 
Erprobungs- und Abnahmeflugdienst bei einer Ver- 
wendung als Strahlflugzeugführer angemessen und 
notwendig. Fünf Jahre nach Beendigung dieser Ver- 
wendung, d. h. zu einem Zeitpunkt, in dem anzu- 
nehmen ist, daß sich die Folgen der außergewöhn- 
lichen Beanspruchung in gewissem Umfang vermin- 
dert haben, soll sich die Stellenzulage auf 125 DM 
monatlich verringern. 

Stirbt der Zulageempfänger infolge eines als Strahl- 
flugzeugführer beim Flugdienst erlittenen Dienst- 
unfalls oder wird er infolge eines solchen Ereig- 
nisses dienstunfähig, soll die Stellenzulage ruhe- 
gehaltfähig sein. Das gleiche gilt für die Zulagebe- 
rechtigten, die vor Erreichen der allgemeinen Alters- 
grenze vorzeitig in den Ruhestand versetzt werden, 
sofern sie mindestens fünf Jahre als Strahlflugzeug- 
führer verwendet worden sind oder infolge eines 
bei dieser Verwendung erlittenen Dienstunfalls im 
Flugdienst nicht mehr als Strahlflugzeugführer ver- 
wendet werden können. 
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Anlage 2 


Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis die 
Auffassung, daß Gesetze zur Änderung des Bundes- 
besoldungsgesetzes nicht zustimmungsbedürftig sind. 
Das Bundesbesoldungsgesetz ist zu Recht ohne Zu- 
stimmungsklausel verkündet worden. Der Entwurf 
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Bundes- 
besoldungsgesetzes selbst enthält keine Vorschrif- 
ten, die eine Zustimmungsbedürftigkeit begründen 
würden. Die Eingangsformel bedarf daher keiner 
Zustimmungsklausel. 
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